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B-Plan 234: Fassung zur öffentlichen Auslegung und zur TöB-Beteiligung



39. FNP-Änderung: Fassung z. öffentl. Auslegung und z. TöB-Beteiligung



Ergebnisse der Öffentlichen Auslegung

Es wurden keine Stellungnahmen von Bürgerinnen und Bürgern im Rahmen der
öffentlichen Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB eingereicht.



Ergebnisse der Beteiligung der Behörden und sonstigen T. ö. B

Folgende Behörden oder sonstige Träger öffentlicher Belange haben keine abwägungs-
relevanten Anregungen oder Hinweise vorgebracht:

- Entwässerungsverband Varel
- NABU
- TenneT GmbH
- Polizeiinspektion Wilhelmshaven / Friesland - Sachgebiet Verkehr
- Avacon AG
- EWE Netz GmbH
- Landesamt für Bergbau , Energie und Geologie
- Telekom Deutschland GmbH
- Landkreis Friesland

- FB Umwelt (untere Wasserbehörde)
- FB Umwelt (Untere Abfallbehörde)
- FB Umwelt (untere Immissionsschutzbehörde)
- FB Umwelt (untere Bodenschutzbehörde)
- FB Straßenverkehr
- FB Planung, Bauordnung und Gebäudemanagement (Brandschutz)
- FB Planung, Bauordnung und Gebäudemanagement (Regionalplanung)
- FB Zentrale Aufgaben, Wirtschaft, Finanzen, Personal

- Landwirtschaftskammer Niedersachsen
- Vodafone Kabel Deutschland Vertrieb und Service GmbH



Frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen T. ö. B

Folgende Behörden oder sonstige Träger öffentlicher Belange haben Hinweise
vorgebracht:

- OOWV Brake
- Landkreis Friesland

- FB Umwelt (Untere Naturschutzbehörde)



Abwägungsvorschläge - TöB - Beteiligung

Zusammenfassung der Stellungnahme des OOWV
Es werden Hinweise zum Umgang mit bestehenden Versorgungsleitungen vorgebracht. Weiterhin
erfolgen Hinweise hinsichtlich der zukünftigen Trinkwasserversorgung.

Außerdem wird um Beachtung des DVGW Arbeitsblattes W 400-1 gebeten.

Abwägung der Stadt Varel
Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen und bei der Planrealisierung entsprechend
beachtet.



Zusammenfassung der Stellungnahme des LK Friesland - Untere Naturschutzbehörde

Aus Sicht der unteren Naturschutzbehörde bestehen keine Bedenken, bei externer Kompensation
von 598 Werteinheiten im städtischen Flächenpool „Alte Sielweide / Rabenteich“.

Vor Rechtskraft des Bebauungsplanes Nr. 234 ist der unteren Naturschutzbehörde der aktuelle
Stand der Werteinheiten im Flächenpool „Alte Sielweide / Rabenteich“ mitzuteilen.

Abwägungsvorschläge - TöB - Beteiligung

Abwägung der Stadt Varel

Der Anregung wird gefolgt.

Die Stadt Varel hat sich am 08.10.2019 mit der unteren Naturschutzbehörde über den Stand der
Werteinheiten ausgetauscht. Die Werteinheiten können im Flächenpool „Alte Sielweide/Rabenteich“
ausgeglichen werden.



Fazit

Die vorgebrachten Hinweise werden bei der Planrealisierung entsprechend
berücksichtigt.

Die Abwägungsergebnisse bedingen keine Änderungen des Bebauungs-
planes, die die Grundzüge der Planung berühren.

Somit können nunmehr der Satzungsbeschluss zum Bebauungsplan Nr. 234
und der Feststellungsbeschluss zur 39. FNP-Änderung gefasst werden.



Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 234



Fassung zum Satzungsbeschluss - Planzeichnung



Nr. 1 Art der baulichen Nutzung

Im Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 234 sind eine Betriebsfläche
und ein Betriebsgebäude für einen Zimmerei- und Dachdeckerbetrieb und ein Bauunternehmen
zulässig.

Im Betriebsgebäude sind folgende Nutzungen zulässig:

- Büroräume
- Sozialräume
- Ausstellungsräume
- Lagerräume
- Haustechnikräume

Fassung zum Satzungsbeschluss - Textliche Festsetzungen



Nr. 2 Maß der baulichen Nutzung / Bauweise / Gebäudehöhe

Innerhalb des in der Planzeichnung dargestellten überbaubaren Bereiches ist die Errichtung
eines Betriebsgebäudes zulässig. Das Betriebsgebäude darf eine Grundfläche von 150 qm nicht
überschreiten.

Die Gebäudehöhe darf den Wert von 19,70 m über NN nicht überschreiten. Bezugspunkt beim
Gebäude ist die Oberkante des Dachfirstes.

Das Gebäude ist in offener Bauweise gemäß § 22 Abs. 2 BauNVO zu errichten.

Stützwände sind auch außerhalb des überbaubaren Bereiches zulässig.

Die versiegelten Bereiche der Betriebsfläche (Gebäude, Stellplätze, Wege etc.) dürfen maximal
eine Größe von zusammen 700 qm aufweisen.

Fassung zum Satzungsbeschluss - Textliche Festsetzungen



Nr. 3 Zuordnungsfestsetzung der ökologischen Ausgleichsmaßnahme

Diese textliche Festsetzung entfällt.

Stattdessen wird folgender Hinweis Nr. 8 in den B-Plan aufgenommen:

Fassung zum Satzungsbeschluss - Textliche Festsetzungen

Nr. 8 Ökologische Ausgleichsmaßnahmen
Aus naturschutzrechtlicher Sicht sind für den Ausgleich der zu erwartenden Eingriffe in Natur und
Landschaft Maßnahmen außerhalb des Geltungsbereiches des vorhabenbezogenen Bebauungs-
planes Nr. 234 durchzuführen. Diese sollen gemäß Umweltbericht mit integrierter Eingriffs-
regelung auf dem Flurstück 385/19 der Flur 7, Gemarkung Varel-Stadt durchgeführt werden.
Näheres ist im Durchführungsvertrag zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 234 zwischen
der Stadt Varel und dem Vorhabenträger zu regeln.



Nr. 4 Vorhabenbezogener Bebauungsplan

Im Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 234 sind gemäß § 12 Abs. 3a
BauGB in Verbindung mit § 9 Abs. 2 BauGB nur solche Nutzungen zulässig, zu deren
Durchführung sich der Vorhabenträger im Durchführungsvertrag verpflichtet hat. Weitere im
Plangebiet zulässige Nutzungen setzen die Änderung des Durchführungsvertrages oder den
Abschluss eines neuen Durchführungsvertrages voraus.

Fassung zum Satzungsbeschluss - Textliche Festsetzungen

Nr. 5 Pflanzerhaltungsgebot

Der in der Planzeichnung gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 25 b BauGB mit einem Erhaltungsgebot belegte
Baum- und Strauchbestand ist dauerhaft zu erhalten.

Abgestorbene Bäume sind durch Neuanpflanzung von standortgerechten, heimischen Laub-
gehölzen zu ersetzen (Gehölzqualität: Hochstamm, 3 x verpflanzt, Stammumfang 18 bis 20 cm).



39. Änderung des Flächennutzungsplanes



Fassung zum Feststellungsbeschluss



Fassung zum Feststellungsbeschluss


